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A) Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1818). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBI I S. 132) in der z.Zt. gültigen Fassung

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
haltes Planzeichenverordnung – (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58)

Bauordnung für das Land Nordrhein Westfalen (BauONW) in der Fassung vom
01.03.2000 (GV NWS.265), berichtigt am 09.05.2000 (GV NRW S. 439)

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 03.02.2004 (GV. NRW S. 96) in der z. Zt. gültigen Fassung

B) Planungsvorgaben

1. Aufstellung

Der Beschluss zur 29. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgte
am 22.02.2005 gem. §2 Abs. 1 BauGB durch den Rat der Stadt Übach-
Palenberg.

2. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung liegt am nörd-
lichen Rand des Ortsteiles Frelenberg der Stadt Übach-Palenberg.
Der Geltungsbereich wird begrenzt im Norden durch die Gemeinde-
grenze zur Stadt Geilenkirchen, im Osten durch die westliche Grenze
der Bebauung am Auenweg, im Süden durch die nördliche Grenze der
Bebauung an der Breiller Gracht und durch die Straße Breiller Gracht
und im Westen durch die östliche Grenze der Bebauung an der Geilen-
kirchener Straße. 

3. Anlass, Ziel und Zweck der Planung

Eines der Entwicklungsziele der Stadt Übach-Palenberg ist die Siche-
rung der Attraktivität der einzelnen Stadtteile durch ein ausreichendes
Angebot an Baugrundstücken. Die Bevölkerungszahlen und damit die
Auslastung der Infrastruktureinrichtungen können nur gehalten werden,
wenn entsprechend der zu erwartenden Wanderungszuwächse und der
Nachfrage aus dem Stadtgebiet heraus ein bedarfsgerechtes Angebot
für alle Wohnformen zur Verfügung steht.
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4. Inhalt der Planung

Die derzeitige Darstellung im Flächennutzungsplan lautet „Fläche für
die Landwirtschaft“. Die neue Darstellung soll lauten „Wohnbaufläche“.
Entlang der Breiller Gracht ist bereits Wohnbaufläche dargestellt. Den
nordöstlichen Teilbereich kreuzt eine Richtfunktrasse.

5. Bebauungsplan

Für den Bereich der 29. Änderung des Flächennutzungsplanes wird im
Parallelverfahren der Bebauungsplan Nr. 96 – Breiller Gracht Nord –
aufgestellt.
Das Plangebiet ist von einem privaten Investor erworben worden und
soll entsprechend den benannten Zielen mit Baugrundstücken für Ein-
zel- und Doppelhäusern überplant werden, um der Wohneigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung und speziell junger Familien zu
dienen.

6. Altlasten

Altlasten sind innerhalb des Plangebietes nicht bekannt. Nördlich des
Geltungsbereiches liegt in ca. 85 m Abstand die Altlastenverdachtsflä-
che ISAL-Reg.-Nr. 5002-0083. Auswirkungen auf das Plangebiet sind
nicht zu befürchten.

7. Verfahrensstand

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Bürger (Öffentlichkeit) wur-
de der Plan in der Zeit vom 09.05.05 bis 08.06.05 öffentlich ausge-
hängt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange erfolgte mit Schreiben vom 18.05.2005. Die öffent-
liche Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange erfolgte vom 12.12.2005 bis zum 11.01.2006.

C) Planungsrechtliche Rahmenbedingungen

1. Gebietsentwicklungsplan

Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilab-
schnitt Region Aachen, stellt den Bereich als allgemeinen Siedlungsbe-
reich (ASB) dar. Nördlich grenzt allgemeiner Freiraum- und Agrarbe-
reich an, dessen Freiraumfunktion mit Schutz der Landschaft und der
landschaftsbezogenen Erholung gekennzeichnet ist. 
Weiter östlich grenzt der Abgrabungsbereich zur Gewinnung von
Kies/Sand an.
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung liegt vollstän-
dig im ASB und entspricht damit den Zielen des Gebietsentwicklungs-
planes.
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2. Landschaftsplan/Naturschutzrecht

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb des Landschaftsplanes Teverener
Heide des Kreises Heinsberg.

Das Plangebiet liegt innerhalb des Landschaftsplanes Teverener Heide
des Kreises Heinsberg. Es liegt außerhalb von Landschaftsschutzge-
bieten. Im Norden grenzt das Landschaftsschutzgebiet „Wurmtal und
Seitentäler“ unmittelbar an das Plangebiet an. In der Entwicklungskarte
wird das Ziel 1 „Erhaltung einer mit naturnahen Lebensräumen oder
sonstigen, mit natürlichen Landschaftselementen reich oder vielfältig
ausgestatteten Landschaft“ für das Plangebiet formuliert. Im Land-
schaftsplan werden keine textlichen Festsetzungen für das Plangebiet
getroffen.

D) Auswirkungen und Ergebnis der Umweltprüfung

Gemäß § 2 (4) BauGB „Aufstellung der Bauleitpläne“ gilt:
Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a
wird eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen er-
heblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umwelt-
bericht beschrieben und bewertet werden; die Anlage zu diesem Ge-
setzbuch ist anzuwenden. 
Die Gemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang
und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung
erforderlich ist. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach ge-
genwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden
sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemes-
senerweise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist
in der Abwägung zu berücksichtigen. 
Wird eine Umweltprüfung für das Plangebiet oder für Teile davon in ei-
nem Raumordnungs-, Flächennutzungs- oder Bebauungsplanverfahren
durchgeführt, soll die Umweltprüfung in einem zeitlich nachfolgend oder
gleichzeitig durchgeführten Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder
andere erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden. 
Liegen Landschaftspläne oder sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe g vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in
der Umweltprüfung heranzuziehen.
Der Umweltbericht findet sich in Teil B dieser Begründung. Die dort be-
schriebenen Auswirkungen werden, soweit erforderlich, in die in der
Begründung niedergelegten Abwägung zum Satzungsbeschluss einge-
stellt. Zum jetzigen Planungs- und Verfahrensstand ist noch keine Ab-
wägung vollzogen.
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E) Umweltbericht 

1. Einleitung

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans

Eines der Entwicklungsziele der Stadt Übach-Palenberg ist die Siche-
rung der Attraktivität der einzelnen Stadtteile durch ein ausreichendes
Angebot an Baugrundstücken. Die Bevölkerungszahlen und damit die
Auslastung der Infrastruktureinrichtungen können nur gehalten werden,
wenn entsprechend der zu erwartenden Wanderungszuwächse und der
Nachfrage aus dem Stadtgebiet heraus ein bedarfsgerechtes Angebot
für alle Wohnformen zur Verfügung steht.

1.2 Umweltschutzziele in Fachgesetzen und Fachplänen 

Für den parallel entwickelten Bebauungsplan ist die Eingriffsregelung
des § 1 a Abs. 3 BauGB beachtlich, auf die im Rahmen der Bebau-
ungsplanaufstellung im Zuge der Umweltprüfung mit einem Land-
schaftspflegerischer Fachbeitrag reagiert wird. Das Plangebiet liegt im
Geltungsbereich des Landschaftsplanes „Teverener Heide“ (Stand
1995) des Kreises Heinsberg. Es liegt außerhalb von Landschafts-
schutzgebieten. Im Norden grenzt das Landschaftsschutzgebiet
„Wurmtal und Seitentäler“ unmittelbar an das Plangebiet an. In der
Entwicklungskarte wird das Ziel 1 „Erhaltung einer mit naturnahen Le-
bensräumen oder sonstigen, mit natürlichen Landschaftselementen
reich oder vielfältig ausgestatteten Landschaft“ für das Plangebiet for-
muliert. Im Landschaftsplan werden keine textlichen Festsetzungen für
das Plangebiet getroffen.

Für das Schutzgut Wasser und Grundwasser sind das Wasserhaus-
haltsgesetz und das Landeswassergesetz beachtlich. Innerhalb des
Bebauungsplanes sind im Sinne des § 51 a Landeswassergesetz „Be-
seitigung von Niederschlagswasser“ die notwendigen Untersuchungen
zur möglichen Regenwasserversickerung in Form einer geohydrologi-
sche Untersuchung vorgenommen worden. Da eine Versickerungsfä-
higkeit der Böden nicht gegeben ist und die Einleitung in die Vorflut
nicht mit vertretbarem Aufwand möglich ist, sind andere Formen der
Regenwasserbeseitigung gewählt worden.

Die Regenwässer sollen daher im Trennsystem gesammelt und in ei-
nem offenen Rückhaltebecken an der Geilenkirchener Straße abgeleitet
werden. Das Becken liegt auf der nördlichen Nachbarfläche des Bau-
gebietes auf Geilenkirchener Stadtgebiet. Die Fläche ist im Besitz des
Vorhabenträgers.
Von diesem Becken wird das Wasser gedrosselt in den Mischwasser-
kanal abgeleitet, weil ein offener Vorfluter mit angemessenem Aufwand
nicht erreicht werden kann. Nächster Vorfluter ist die Wurm, ca. 600 m
westlich des Baugebietes. Um diese zu erreichen müsste die Geilenkir-
chener Straße und die Bahnstrecke Aachen-Mönchengladbach unter-
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quert werden. Die dazwischenliegenden Bebauten Grundstücke müss-
ten nördlich umgangen werden. Der dadurch entstehende aufwand ist
unvertretbar hoch.
Dieses Entwässerungsprinzip und die maximale Einleitungsmenge sind
mit den Behörden abgestimmt.

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

2a.      Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustandes und 
der Umweltmerkmale

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im unbe-
planten Zustand werden nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezo-
gen dargestellt, um die besondere Empfindlichkeit von Umweltmerk-
malen gegenüber der Planung herauszustellen und Hinweise auf ihre
Berücksichtigung im Zuge der planerischen Überlegungen zu geben.
Anschließend wird die mit der Durchführung der Planung verbundene
Veränderung des Umweltzustandes (Ergebnisse Fachgutachten) do-
kumentiert und bewertet. Die mit der Planung verbundenen Umwelt-
auswirkungen sollen deutlich herausgestellt werden, um daraus an-
schließend Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich erheblich negativer Umweltauswirkungen abzuleiten.

2a.1 Schutzgut Mensch

Für den Menschen sind im Zusammenhang mit der Planung Auswir-
kungen auf das Wohnumfeld durch Lärm und Auswirkungen auf die Er-
holungsfunktion der Landschaft von Bedeutung.
Das vorhandene angrenzende Wohngebiet wird bereits heute durch
den Verkehr auf der Geilenkirchener Straße, die Bahnlinie Aachen-
Mönchengladbach und die landwirtschaftliche Nutzung tangiert. Weiter-
hin liegt das Plangebiet östlich der Flugschneise des Flugplatzes Teve-
rener Heide.
Die ausgeräumte artenarme Landschaft der landwirtschaftlichen Nutz-
flächen stellt einen relativ reizlosen Erholungsraum dar. Der Bereich ist
nur von den angrenzenden Straßen erlebbar. Lediglich weiter entfernt
liegende Täler und Waldbereiche prägen das Landschaftsbild. 

2a.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen

Die reale Vegetation wurde nach Biotoptypen im Juni 2005 kartiert und
ist im landschaftspflegerischen Begleitplan zum Bebauungsplan im
Maßstab 1 zu 500 dargestellt. Als Grundlage für die Erfassung der Bi-
otoptypen dient die Biotopwertliste des Bewertungsverfahrens „Bewer-
tung von Eingriffen in Natur und Landschaft, Arbeitshilfe für die Bauleit-
planung der Landesregierung NRW“ (Stand 2001). 
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Bei den Biotoptypen des Plangebietes handelt es sich insgesamt um
landwirtschaftlich und gartenbaulich intensiv genutzte Flächen, die auf-
grund der geringen Artendiversität einen relativ geringen ökologischen
Wert besitzen. Gehölzstrukturen sind von der Planung nicht betroffen.

2a.3 Schutzgut Boden und das Relief

Das Plangebiet befindet sich im Übergangsbereich der Tone und Leh-
me der Flussebenen und der Kiese und Sande der Höhenterrassen
(GEOLOGISCHE KARTE NRW, 975). Bei den Deckschichten handelt
es sich um quartäre Hanglehm-Terrassensedimente der Maas und ter-
tiäre Sande. Diese überlagern Braunkohlenflöze von bis zu 50 Metern
Mächtigkeit und Steinkohle aus dem Karbon des Westfal B. Das Plan-
gebiet liegt im Hangbereich des Wurmtales zwischen 83 und 95 m ü.
NN. Es weist ein starkes Gefälle in Ost-Westrichtung und ein leichtes
Gefälle von Süden nach Norden auf. Die Höhendifferenz zwischen der
nordwestlichen und nordöstlichen Grenze beträgt rund 12 Meter. Das
Plangebiet bildet einen Teil des nördlichen Hangbereiches des Wurm-
tales mit einem gleichmäßigen Gefälle. Natürliche Geländekanten und
geologische Besonderheiten sind im Plangebiet nicht vorhanden. Die
Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen kann daher als mittel einge-
stuft werden.
Bei dem Hanglehm handelt es lt. Aussage des „Hydrogeologischen
Gutachtens über die Versickerung von Niederschlagswasser“ (M. E-
ckert, 14.06.2005) um Lößlehm, Löß und Terrassensedimente. Diese
wurden in geologischen Zeiträumen durch Erosion im oberen Hangbe-
reich abgetragen und am unteren Hang des Wurmtales wieder abgela-
gert. Die Bodenkarte weist für das Gebiet „Kolluvium“ aus. Es kann so-
mit davon ausgegangen werden, dass im Plangebiet die Böden als so
genannte „Stockwerke-Profile“ vorliegen. Die natürlichen Bodenprofile
werden von den umgelagerten Bodenteilchen überdeckt. 
Als Bodentyp sind im Plangebiet natürlicherweise Parabraunerden und
teils Gleybraunerden vorzufinden. Die Bodenart wird von schluffigem
Lehm mit schwerem Unterboden bestimmt, der aus Löß entstanden ist.
Die Böden sind tiefgründig und gut wasserhaltend.
Als vorhandene Belastung ist vor allem die ackerbauliche Nutzung im
Untersuchungsraum anzusehen, da sie mit Düngung und mit dem Ein-
satz von Fungiziden und Herbiziden verbunden ist. Aber auch die als
Grünland bzw. Weide genutzten Bereiche werden i.d.R. gedüngt.
Die Umsetzung des Bebauungsplans ist stellenweise durch Versiege-
lungen bzw. Befestigungen oder durch Geländemodellierungen mit Ein-
griffen in das Naturgut Boden und Relief verbunden. Bei den Versiege-
lungen bzw. Befestigungen handelt es sich um die Erschließungsflä-
chen und die neuen Gebäude.
Diese Eingriffe sind zum Teil mit längerfristig und zum Teil dauerhaft
wirksamen Beeinträchtigungen und Belastungen des Bodens verbun-
den, wie Verdrängung und Umlagerung gewachsener Bodenhorizonte,
Einbringung natürlicher, aber standortfremder Materialien (Sand,
Schotter usw.), Einbringung technischer Materialien (Tragschicht, Drai-
nagen usw.) sowie Störung der Biozönose Boden.
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2a.4 Schutzgut Wasser

Der Grundwasserspiegel liegt nach Angaben der Grundwassergleichen
des Landesumweltamtes bei etwa 68 bis 76 m NN, d.h. im Mittel ca. 15
bis 20 Meter unter Geländeoberkante. Das Grundwasser fließt in nord-
westlicher Richtung der Wurm zu (Hydrogeologisches Gutachten M. E-
ckert, Juni 2005). Bei den Bohrungen im Mai 2005 wurde weiterhin in
Tiefen von 2,0 bis 7,0 Metern Schichtwasser vorgefunden. 
Im Untersuchungsgebiet sind ergiebige bis sehr ergiebige Grundwas-
servorkommen in ausgedehnten Porenaquiferen zu erwarten. (HYD-
ROGEOLOGIE NRW, Deutscher Planungsatlas, 1978). Das Plangebiet
liegt außerhalb von Trinkwasserschutzzonen.
Die Realisierung des Bebauungsplans ist sowohl mit positiven als auch
mit negativen Auswirkungen bezüglich des Naturguts Wasser verbun-
den. Als absolut positiv zu werten ist der zukünftig wesentlich vermin-
derte Eintrag von Dünger, Herbiziden und Pestiziden. 
Negativ wirkt sich die Anlage von neuen befestigten und versiegelten
Flächen aus. 

2a.5 Schutzgut Klima/Luft

Der bisher unbebaute Bereich am Ortsrand von Frelenberg stellt einen
Übergangsbereich von Freilandklima zum Klima in Ortslagen dar. Bis-
her sind keine Belastungen im Untersuchungsgebiet zu verzeichnen. 
Die Bebauung des Plangebietes stellt durch die Versiegelung und zu
erwartenden Emissionen durch Verkehr und Heizung eine Veränderung
der Klima/Luftsituation dar. Wegen der geringen Größe des Gebietes
und aufgelockerten Bauweise ist jedoch nicht mit erheblichen Auswir-
kungen zu rechnen.
Eine Bedeutung des Plangebietes als klimatischer Ausgleichsraum für
die Stadt Übach-Palenberg kann aufgrund der Lage des Ortsteils Fre-
lenberg entgegen der Hauptwindrichtung ausgeschlossen werden. Die
Erfüllung klimatischer Funktionen für die Stadt Geilenkirchen kann auf-
grund der Entfernung als gering eingeschätzt werden. Aufgrund der o.g.
Gründe kann die Bedeutung des Plangebietes für das Klima als gering
eingeschätzt werden. Die lufthygienischen Voraussetzungen für eine
Wohnbebauung stellen sich aufgrund der ländlichen Lage des Plange-
bietes als günstig dar.

2a.6 Schutzgut Landschaft 

Das Landschaftsbild des Plangebietes weist eine geringe Vielfalt an
räumlichen Strukturen und charakteristischen Merkmalen auf. Gleich-
wohl kann es mit den landwirtschaftlich genutzten Flächen und der
Wohnbebauung als ortstypisch bezeichnet werden. Es ist durch die
Verkehrswege (L 364 und Bahnlinie) anthropogen vorbelastet. Die
Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen kann insgesamt als mittel
eingestuft werden. Die Erholungsnutzung spielt keine Rolle.
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2a.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Kulturgüter sowie Bau- oder Bodendenkmale sind nicht bekannt, eine
archäologische Oberflächenprospektion ist erfolgt, die zu keinen Er-
gebnissen geführt hat. Ein vorsorglicher Hinweis zum Verhalten bei Bo-
denfunden wird im Bebauungsplan aufgenommen. 
Die bisherige landwirtschaftliche Nutzung muss aufgegeben werden.
Wegen der geringen Größe des Gebietes sind keine Auswirkungen für
die Existenz des landwirtschaftlichen Betriebes zu befürchten.

2a.8 Wechselwirkungen zwischen den Belangen

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter be-
einflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sowie Wechselwirkun-
gen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammenhän-
ge unter den Schutzgütern zu betrachten. Die aus methodischen Grün-
den auf Teilsegmente des Naturhaushalts, die so genannten Schutz-
güter, bezogenen Auswirkungen betreffen also ein stark vernetztes
komplexes Wirkungsgefüge.
Im Plangebiet führt die Überbauung von Boden zwangsläufig zu einem
Verlust der Funktionen dieser Böden, wozu auch die Speicherung von
Niederschlagswasser zählt. Hierdurch erhöht sich der Oberflächenwas-
serabfluss, während die Versickerung unterbunden wird. Aufgrund der
derzeitigen intensiven Bewirtschaftung der Böden einerseits und der
nur teilweisen Neuversiegelung bei gleichzeitig Aufwertung durch pri-
vate und öffentliche Grünflächen sind die Umweltfolgen der möglichen
Wechselwirkungen als gering zu beurteilen. Eine Verstärkung der er-
heblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ verstärkende Wech-
selwirkungen ist im Bereich der Flächennutzungsplanänderung nicht zu
erwarten. .

2a.9 Zusammenfassung der Umweltauswirkungen

Bei der vorgesehenen Bebauung im Bereich der Flächennutzungsplan-
änderung handelt es sich um eine allgemeine Wohnbebauung mit den
zugehörigen Erschließungsanlagen. Die Umweltauswirkungen beste-
hen vor allem in dem Verlust von Boden und Bodenfunktionen durch
Versiegelung und damit einem erhöhten Oberflächenwasserabfluss und
einer verringerten Grundwasserneubildungsrate. Eingriffe in Flora und
Fauna sind geringwertig. Aufgrund der Bebauung ist eine neue Prägung
des Landschaftsbildes zu erwarten.
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2b       Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes

2b.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der 
Planung 

Die Beseitigung der landwirtschaftlichen Nutzflächen, die Versiegelung
durch die Bebauung und die Anlage von Hausgärten der Wohnbebau-
ung führen zu einem Wandel des Biotoptyps und des Landschaftsbildes
und daher zu erheblichen Umweltauswirkungen.
Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen der Eingriffe in Boden,
Natur und Landschaft führen zu einem Ausgleich. Die Schutzgüter
Mensch, Klima/Luft, Kultur- und Sachgüter sind nicht wesentlich be-
troffen.

2b.2 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung

Die landwirtschaftliche Nutzung bleibt erhalten. Eine positive Entwick-
lung zu einem artenreicheren Biotoptyp ist nicht anzunehmen.
Die Stadt Übach-Palenberg und der Ortslage Frelenberg kann keine
zusätzliche Wohnbevölkerung ansiedeln oder den bei der ansässigen
Bevölkerung vorhandenen Erweiterungs- oder Veränderungsbedarf be-
friedigen. Dauerhaft wird so die Wohnbevölkerung abnehmen. Dies
führt zu Problemen der Auslastung vorhandener Infrastruktureinrichtun-
gen (Kindergärten, Schulen, usw.) und zu stärkeren Pendlerbewegun-
gen. 

2c.      Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich
von Eingriffen

Grundsätzlich sind Eingriffe in Natur und Landschaft soweit möglich zu
vermeiden oder, wenn unvermeidbar, zu mindern. Dies wird im Bebau-
ungsplan geregelt.
Der parallel entwickelte Bebauungsplan mindert den Eingriff bereits im
Vorfeld durch die Auswahl eines – unter ökologischen Gesichtspunkten
– anthropogen vorbelasteten Standortes für das Wohngebiet. Weitere
Minderungsmaßnahmen stellen die Reduzierung der Versiegelung
durch minimalste Verkehrsflächen und geringe bauliche Dichte dar.
Da die Kompensierung des Eingriffs innerhalb des Plangebietes nicht
möglich ist, werden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem nörd-
lich angrenzenden Flurstück 10, Flur 68, Gemarkung Geilenkirchen er-
folgen. Das Grundstück befindet sich ebenfalls im Eigentum des Vorha-
benträgers. Die Durchführung der Maßnahmen wird über einen städte-
baulichen Vertrag sichergestellt.

2c.1 Eingriff- und Ausgleichsbilanzierung 

Die Bewertung des durch den parallelen Bebauungsplan vorbereiteten
Eingriffs erfolgt nach dem Verfahren der Arbeitshilfe für die Bauleitpla-
nung. 
Der Kompensationsumfang für die durch den Bebauungsplan vorberei-
teten Eingriffe errechnet sich aus dem Biotoptypenwert multipliziert mit
der Flächengröße der betroffenen Biotoptypen. Durch die Addition der 
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Einzelwerte ergibt sich die Höhe des Kompensationswertes. Für das
Plangebiet und die externe Fläche werden getrennte Berechnungen
durchgeführt.
Grundlage der Bestandsbewertung ist eine Biotoptypenkartierung vom
Juni 2005, in der die aktuelle Nutzung erfasst wurde. Dem Bestands-
wert wird der Wert des Plangebietes nach Umsetzung des Bebauungs-
planes gegenübergestellt. Die versiegelten Flächen der Planung wer-
den auf Grundlage der im Bebauungsplan vorgegebenen GRZ ermittelt.
Verbleibenden Privatflächen werden als Gärten bewertet. Pflanzgebote
sind in den Privatflächen nicht vorgesehen. Die Verkehrsflächen stellen
vollständig versiegelte Flächen dar. Der zentral gelegene Spielplatz
wird als „Grünfläche“ und im Bereich der Kombi-Fläche als „versiegelte
Fläche“ bewertet. Für die vier geplanten Bäume wird jeweils ein Kron-
entraufbereich von 25 m² in Ansatz gebracht. Die unter dem Kronent-
raufbereich befindliche Grünfläche geht nicht in die Berechnung ein, um
eine doppelte Flächenberechnung zu vermeiden.
Bei dem Regenrückhaltebecken wird der Nutzung entsprechend die
Bewertung in extensiv gepflegte Grünfläche, Strauchpflanzungen und
das temporäre Gewässer unterteilt. Die Obstbaumpflanzungen, das
Extensivgrünland und die Gehölzpflanzungen im Randbereich der
Streuobstwiese werden unter „Obstwiese jung“ zusammengefasst.
Da die Kompensierung des Eingriffs innerhalb des Plangebietes nicht
möglich ist, werden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem direkt
nördlich angrenzenden Flurstück 10, Flur 68, Gemarkung Geilenkirchen
vorgesehen. Das Grundstück befindet sich ebenfalls im Eigentum des
Investors. Die Durchführung der Maßnahmen wird über einen städte-
baulichen Vertrag sichergestellt.
Als Ausgleichsmaßnahmen werden im landschaftspflegerischen Be-
gleitplan zum Bebauungsplan zur Kompensationsermittlung angesetzt:
Das Anpflanzen von 4 Laubbäumen in der öffentlichen Grünfläche
(Spielplatz).
Das Anpflanzen von 200 m² standortheimischen Sträuchern im Rand-
bereich des Regenrückhaltebeckens.
Die Ansaat von Landschaftsrasen mit Kräutern im Randbereich des
Regenrückhaltebeckens sowie innerhalb der Regenrückhaltung.
Die Anlage einer Streuobstwiese mit landschaftsgerechten Gehölzen im
Randbereich der Fläche und Extensivgrünland auf einer 3.000 m² große
Fläche.
Durch die geplanten Maßnahmen wird rechnerisch ein vollständiger
Ausgleich für die Biotopfunktion erbracht. Die geplanten Maßnahmen
dienen neben der Verbesserung der biotischen Funktionen auch der
Aufwertung des Landschaftsbildes mit gliedernden und belebenden
Strukturen. Insbesondere die Streuobstwiese besitzt längerfristig einen
hohen ästhetischen Wert.

2d.      Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Die Darstellung des Planungsbereiches innerhalb des Gebietsentwick-
lungsplans (GEP) als Siedlungsbereich macht deutlich, dass die Abrun-
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dung der bisherigen Siedlungsfläche der Ortslage Frelenberg aus Sicht
der Landesplanung als richtig und sinnvoll angesehen wird. Die Ausei-
nandersetzung mit den Zielen des Erhalts von Freiraum ist bereits auf 

der Ebene des GEP erfolgt. Entsprechend sind nur für die angrenzen-
den Freibereiche Erhaltungs- und Entwicklungsziele aufgezeigt und im
Landschaftsplan festgehalten. Es ist nicht sinnvoll, diese Zielvorgaben
erneut in Frage zu stellen und alternative Flächen zu untersuchen. 
Innerhalb des Geltungsbereiches gibt es für die vorgenommen Planung
keine sinnvolle Alternative. Es wurden mehrere Entwurfsvarianten ge-
prüft, die andersartige Erschließungssysteme beinhalteten. Bei allen
Varianten war der Anteil an Erschließungsfläche größer, damit erhöhte
sich der Versiegelungsgrad und kostbarer Boden wurde nicht optimal
genutzt. Eine deutliche Reduzierung der möglichen Baugrundstücke
führt zu einem unverhältnismäßig hohem Erschließungsaufwand je
Grundstück, da diese Anlagen kaum reduzierbar sind. Das Gebot des
flächensparenden Bauens würde nicht beachtet.

3. Zusätzliche Angaben

3.1       Technische Verfahren bei der Umweltprüfung

Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft
wurde ein landschafspflegerischer Fachbeitrag einschließlich Eingriffs-
und Ausgleichbilanzierung zum Bebauungsplan erarbeitet. Als Grund-
lage für die Erfassung der Biotoptypen dient die Biotopwertliste des
Bewertungsverfahrens „Bewertung von Eingriffen in Natur und Land-
schaft, Arbeitshilfe für die Bauleitplanung der Landesregierung NRW“
(Stand 2001).

3.2       Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung

Die Ausführung von eventuell festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen o-
der von anderweitig zu realisierenden Ersatzmaßnahmen wird durch ei-
nen städtebaulichen Vertrag mit dem Vorhabenträger geregelt und in
dort vereinbarten Zeiträumen überprüft.

3.3       Allgemein verständliche Zusammenfassung

Eines der Entwicklungsziele der Stadt Übach-Palenberg ist die Siche-
rung der Attraktivität der einzelnen Stadtteile durch ein ausreichendes
Angebot an Baugrundstücken. Die Fläche soll durch einen Bebauungs-
plan mit Baugrundstücken einer solchen Größe überplant werden, die
der Wohneigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und speziell
junger Familien dienen. Das Baugebiet soll eingeschossige Wohnbe-
bauung in Einzel- und Doppelhäusern aufnehmen. In der Summe erge-
ben sich ca. 40 Hauseinheiten. Wohnverträgliche andere Nutzungen im
Sinne eines allgemeinen Wohngebiets sollen zulässig werden. Die Er-
schließung erfolgt von Süden über die Breiller Gracht durch eine Misch-
verkehrsfläche, die in drei Stichwegen endet. Zentral ist ein kleiner
Spielbereich angelegt.
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Die Bestandssituation ist durch landwirtschaftlich und gartenbaulich in-
tensiv genutzte Flächen geprägt, die aufgrund der geringen Artendiver-
sität einen relativ geringen ökologischen Wert besitzen. Gehölzstruktu-
ren sind von der Planung nicht betroffen. Die weitere Umgebung des
Plangebiets wird durch Wohnnutzung bzw. einen Gartenbaubetrieb ge-
prägt. Geringe Vorbelastungen sind durch Verkehrslärm gegeben.

Als Bodentyp sind im Plangebiet natürlicherweise Parabraunerden und
teils Gleybraunerden vorzufinden. Die Bodenart wird von schluffigem
Lehm mit schwerem Unterboden bestimmt, der aus Löß entstanden ist.
Die Böden sind tiefgründig und gut wasserhaltend.Der Grundwasser-
spiegel liegt bei etwa 68 bis 76 m NN, d.h. im Mittel ca. 15 bis 20 Meter
unter Geländeoberkante. Das Plangebiet liegt außerhalb von Trinkwas-
serschutzzonen.
Eine Bedeutung des Plangebietes als klimatischer Ausgleichsraum für
die Stadt Übach-Palenberg kann aufgrund der Lage des Ortsteils Fre-
lenberg entgegen der Hauptwindrichtung ausgeschlossen werden. Die
Erfüllung klimatischer Funktionen für die Stadt Geilenkirchen kann auf-
grund der Entfernung als gering eingeschätzt werden.
Das Landschaftsbild des Plangebietes weist eine geringe Vielfalt an
räumlichen Strukturen und charakteristischen Merkmalen auf. Gleich-
wohl kann es mit den landwirtschaftlich genutzten Flächen und der
Wohnbebauung als ortstypisch bezeichnet werden. Es ist durch die
Verkehrswege (L 364 und Bahnlinie) anthropogen vorbelastet. Die
Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen kann insgesamt als mittel
eingestuft werden. Die Erholungsnutzung spielt keine Rolle. Kulturgüter
sowie Bau- oder Bodendenkmale sind nicht bekannt.
Die Umweltauswirkungen bestehen vor allem in dem Verlust von Boden
und Bodenfunktionen durch Versiegelung und damit einem erhöhten O-
berflächenwasserabfluss und einer verringerten Grundwasserneubil-
dungsrate. Eingriffe in Flora und Fauna sind geringwertig. Aufgrund der
Bebauung ist eine neue Prägung des Landschaftsbildes zu erwarten.
Die vorliegende Planung des Bebauungsplanes mindert den Eingriff be-
reits im Vorfeld durch die Auswahl eines – unter ökologischen Ge-
sichtspunkten – anthropogen vorbelasteten Standortes für das Wohn-
gebiet. Weitere Minderungsmaßnahmen stellen die Reduzierung der
Versiegelung durch minimalste Verkehrsflächen und geringe bauliche
Dichte dar.
Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft
wurde ein landschafspflegerischer Fachbeitrag einschließlich Eingriffs-
und Ausgleichbilanzierung erarbeitet. Da die Kompensierung des Ein-
griffs innerhalb des Plangebietes nicht möglich ist, werden Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen auf dem nördlich angrenzenden Flurstück 10,
Flur 68, Gemarkung Geilenkirchen erfolgen. Das Grundstück befindet
sich ebenfalls im Eigentum des Vorhabenträgers. Die Durchführung der
Maßnahmen wird über einen städtebaulichen Vertrag sichergestellt.

Übach-Palenberg, den 15.02.2006 Schmitz-Kröll

Bürgermeister
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